
11.05.2006 

SPD-Fraktion im Rate der Stadt Bergheim 

Stellungnahme der SPD-Fraktion zu Top2 der Sitzung des Ausschusses für Planung und 
Umwelt am 11.05.06, zu Protokoll: 

Die SPD-Fraktion wendet sich ganz entschieden gegen die Darstellung der Verwaltung 
bezüglich der erteilten Baugenehmigungen am Ortsrand von Glessen (s. S. 8 der 
Verwaltungsvorlage, b)). 

Nach Auffassung der SPD-Fraktion handelte die Bürgermeisterin unter 
Bezugnahme auf § 75 Abs. 1 Satz 1 BauO NRW rechtswidrig. 
 
 
§ 75 Abs. 1 BauO NRW besagt, ,,die Baugenehmigung ist zu erteilen, wenn dem Vorhaben 

öffentlich-rechtliche Vorschriften nicht entgegenstehen." 

Zu den öffentlich rechtlichen Vorschriften zählen insbesondere die Vorschriften des 
Landschaftsrechts. 
Sowohl der planungsrechtliche Außenbereich (§ 35 BauGB) als auch die Satzung des 
Landschaftsplanes 7 mit der Festsetzung „Landschaftsschutzgebiet" stehen in dem betroffenen 
Bereich einer Bebauung entgegen. 
 
Zudem weist der Flächennutzungplan der Stadt Bergheim als ,,öffentlicher Belang" die besagten 
Flächen am Ortsrand von Glessen als „Fläche für die Landwirtschaft" aus. 
 
Baugenehmigungen durften somit nicht erteilt werden! 
 
 
 
§ 75 BauO NW 
Baugenehmigung und Baubeginn  
 
(1) Die Baugenehmigung ist zu erteilen, wenn dem Vorhaben öffentlich-rechtliche 
Vorschriften nicht entgegenstehen. Die Baugenehmigung bedarf der Schriftform; sie braucht 
nicht begründet zu werden. Eine Ausfertigung der mit einem Genehmigungsvermerk versehenen 
Bauvorlagen ist der Antragstellerin oder dem Antragsteller mit der Baugenehmigung zuzustellen.  
 
§ 29 Abs. 3 Landschaftsgesetz  NRW 

(3) Enthält ein Landschaftsplan Darstellungen oder Festsetzungen mit Befristung in Bereichen eines 
Flächennutzungsplans, für die dieser eine bauliche Nutzung vorsieht, tritt der Landschaftsplan für diese 
Bereiche außer Kraft, sobald ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach § 34 Abs. 4 Satz I Nr. 2 des 
Baugesetzbuches in Kraft tritt. 
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